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Bericht an den Deutschen Bundestag 


I. Allgemeines 

Der Deutsche Bundestag hatte in seiner 87. Sitzung am 16. De- 
zember 1970 den letzten Bericht der Bundesregierung (Druck- 
sache VI/ 1073) zur Kenntnis genommen und gemäß dem Vor- 
schlag des Innenausschusses (Drucksache VI/ 1575) die Bundes- 
regierung ersucht, bis zum 31. Juli 1972 erneut über die Aus- 
wirkungen des Soltau-Lüneburg-Abkommens zu berichten. Da- 
bei sind nach einer ausdrücklichen Forderung des Verteidi- 
gungsausschusses des Deutschen Bundestages vom 25. März 
1971 (vgl. Protokoll 27 vom 29. März 1971) auch die Erfahrun- 
gen mit den Veränderungen in den Roten Flächen miteinzu- 
beziehen. 

Trotz der weiterhin guten Zusammenarbeit der deutschen und 
britischen Stellen im Ständigen Ausschuß und des erkennbaren 
Willens der Truppenführung, unnötige Schäden zu vermeiden 
und auf die Belange der Bevölkerung Rücksicht zu nehmen, 
stellen die ständigen Übungen der britischen und kanadischen 
Truppen im Soltau-Lüneburg-Gebiet nach wie vor eine Bela- 
stung für die dortige Bevölkerung dar. 

Am 4. März 1971 fand in Bonn deshalb zwischen Vertretern 
der beteiligten Bundesressorts und des Niedersächsischen Mini- 
sters des Innern, des Regierungspräsidenten Lüneburg und der 
betroffenen drei Landkreise eine eingehende Besprechung dar- 
über statt, wie die Beeinträchtigungen der Bevölkerung im 
Raume Soltau-Lüneburg wirksam gemildert werden können. 
Inzwischen konnten einige Infrastrukturmaßnahmen eingeleitet 
oder gefördert und praktische Erleichterungen oder Ausgleichs- 
maßnahmen für die Zivilbevölkerung getroffen werden. Grund- 
legende Änderungen gegenüber dem im letzten Bericht dar- 
gestellten Zustand konnten im bewohnten militärischen Übungs- 
gelände allerdings nicht erzielt werden. 


11. Einzelprobleme 
a) Neuabgrenzung „Rote Flächen" 

Am 11. Dezember 1971 trat das am 12. Mai 1970 in Bonn Unter- 
zeichnete Abkommen über die Änderung des Abkommens vom 
3. August 1959 über die Durchführung von Manövern und ande- 
ren Übungen im Raume Soltau-Lüneburg in Kraft. Hierdurch 
sind vor allem die Grenzen der Roten Flächen unter teilweiser 
erheblicher Änderung ihres ursprünglichen Verlaufs klar und 
übersichtlich neu gezogen worden. 
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Die dem Abkommen vom 3. August 1959 beigefügten Karten 
ließen häufig nur sehr schwer erkennen, wo die Grenzen in der 
Natur verlaufen sollten. Oft ergab sich dabei ein Grenzverlauf, 
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der gar nicht beabsichtigt sein konnte; zum Teil hatten sich 
auch die örtlichen Verhältnisse in der Zwischenzeit verändert. 

Die zur Untersuchung der Grenzverhältnisse und zur Ausarbei- 
tung von Änderungsvorschlägen gebildete Kommission hat sich 
bemüht, im Einzelfall den vermutlichen Willen derjenigen zu 
ermitteln, die die ursprüngliche Abgrenzung vorgeschlagen 
hatten. Soweit das nicht möglich war, hat sie sich von prakti- 
schen Erwägungen leiten lassen. 

Die neue Abgrenzung brachte vor allem folgende Vorteile: 

Den auf den ursprünglichen Karten dargestellten Roten Flächen 
fehlten vielfach natürliche Abgrenzungen im Gelände (Wald- 
ränder, Baumreihen oder dgl.), wie sie zur hinreichenden Siche- 
rung der nicht dazugehörenden Grundstücke wichtig sind. Die 
neuen Grenzen haben hier klarere Verhältnisse geschaffen. 

Vielfach waren zwar die Grenzen genügend deutlich, verliefen 
jedoch unausgeglichen und winkelig, so daß die übende Truppe 
erhebliche Schwierigkeiten hatte, sie bei ihren Übungen einzu- 
halten. Häufige Grenzüberschreitungen mit ihren für beide 
Seiten unerfreulichen Auswirkungen waren die Folge. In sol- 
chen Fällen wurde eine zweckmäßigere Abgrenzung erreicht. 
Einzelhöfe am Rande der Roten Flächen erhielten Sicherungs- 
bereiche. 

Landwirtschaftlich genutzte Flächen, die für die Einzelbetriebe 
von besonderer wirtschaftlicher, teilweise existenzerhaltender 
Bedeutung waren, wurden aus den Roten Flächen herausgenom- 
men. Auch einige kleinere Grundstücke, die wegen ihrer winke- 
ligen Begrenzung militärisch nicht nutzbar waren, wurden aus- 
geklammert. 

Andererseits wurden Grundstücke in die Roten Flächen einbe- 
zogen, die zunächst nicht dazu gehörten, aber bereits laufend 
intensiv militärisch genutzt wurden, wenn deren weitere Inan- 
spruchnahme wegen der besonderen örtlichen Gegebenheiten 
erwartet werden mußte und deshalb eine landwirtschaftliche 
Nutzung kaum noch sinnvoll war. 

Der Ostrand der auf Fremdenverkehr angewiesenen Gemeinde 
Schneverdingen konnte durch die Zurückverlegung der Grenze 
der Roten Fläche 1 entlastet werden. 

Die Roten Flächen 5 und 6 haben jetzt unmittelbar Anschluß 
aneinander. 

Die Truppe hat sich an die auf der Karte immer noch kompliziert 
erscheinenden Grenzverläufe gewöhnt. Nicht nur natürliche 
Grenzen, sondern auch eine hinreichende Beschilderung weisen 
sie aus. Bei der Zugausbildung kommt es nur noch selten vor, 
daß die Grenzen in landwirtschaftlich genutzte Flächen hinein 
überfahren werden. Für den Außenstehenden ist allerdings 
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schwer erkennbar, ob es sich im Einzelfall um einen Zug- oder 
eine Kompanieausbildung handelt. Übungen von Einheiten über 
Zugstärke brauchen sich nämlich nach dem Abkommen nicht auf 
die Roten Flächen zu beschränken. 

Durch die Neuabgrenzung der Roten Flächen ist eine gewisse 
Beruhigung im gesamten Übungsbereich eingetreten. 

Die landabgebenden landwirtschaftlichen Betriebe haben sich 
notgedrungen mit ihrer Betriebsorganisation auf diese Gege- 
benheiten eingestellt. 


b) Ausbau von panzerfesten Wegen und Straßen sowie von 
Umgehungsstraßen und Anlegung von Rad- und Fußwegen 


Die Bemühungen um die Verbesserung der Straßen im Übungs- 
gebiet Soltau-Lüneburg sind in der v Berichtszeit mit Nachdruck 
fortgesetzt worden. Mehrere Ausbaumaßnahmen, darunter der 
Bau der neuen Landesstraße 171 zwischen Schneverdingen und 
der B 3 bei Wintermoor sind zum Abschluß gebracht worden; 
andere befinden sich in der Bauausführung. Einige größere Vor- 
haben, die die Kommission „Straßen" der Bundesregierung zur 
Durchführung empfohlen hatte, konnten bis zur Baureife ge- 
fördert werden, darunter die Verlängerung der Umgehung 
Bispingen-Hützel unter Einbeziehung von Steinbeck sowie die 
Ortsumgehungen Behringen, Volkwardingen, Hörpel und 
Evendorf. Der Bau von panzerfesten Straßen hat die Verkehrs- 
lage wesentlich verbessert. 

Da infolge der Übungen gelegentlich auch Nebenstraßen, Wirt- 
schaftswege und Ackerflächen zerfahren werden, sind zuneh- 
mend neben roten und blauen Straßen auch andere Straßen in 
das Ausbauprogramm einbezogen worden. 

Im Rahmen fertiggestellter Maßnahmen sind in beachtlichem 
Umfang auch Geh- und Radwege angelegt worden. Im Zusam- 
menhang mit laufenden und geplanten Vorhaben sind in ver- 
stärktem Maße Geh- und Radwege vorgesehen. 

Bei der Planung der Bauvorhaben wurde den Auswirkungen 
des Änderungsabkommens zum Soltau-Lüneburg-Abkommen 
Rechnung getragen. Soweit es erforderlich war, sind die Planun- 
gen mit den britischen Streitkräften abgestimmt worden. 
Schwierigkeiten haben sich dabei nicht ergeben. 


c) Ausgleich für wirtschaftliche Beeinträchtigungen 


Aus den andauernden militärischen Übungen im bewohnten 
Soltau-Lüneburg-Gebiet ergeben sich neben den hierdurch be- 
dingten unmittelbaren Beeinträchtigungen auch allgemeine 
wirtschaftliche Nachteile, insbesondere eine Behinderung des 
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Fremdenverkehrs im Heide- und Naturschutzgebiet. Obwohl die 
Bedeutung dieses Gebietes als Erholungsgebiet für die Groß- 
räume Hamburg und Hannover in der Ordnung des Gesamt- 
raums der Lüneburger Heide zunimmt, ist an eine Freigabe von 
Teilen des Raumes Soltau-Lüneburg zur Zeit nicht zu denken, 
weil den britischen Streitkräften kein ihren militärischen Be- 
dürfnissen entsprechendes Ersatzgelände angeboten werden 
kann. Benachbarte und sonstige Truppenübungsplätze der Bun- 
deswehr sind hoffnungslos überbelegt. 

Um die erwähnte Benachteiligung der Zivilbevölkerung so weit 
wie möglich auszugleichen, hat sich deshalb der Bundesminister 
für Wirtschaft und Finanzen bereiterklärt, den betroffenen drei 
Landkreisen Harburg, Lüneburg und Soltau Bundesfinanzhilfen 
für gezielte Ausgleichsmaßnahmen über die laufende Abgel- 
tung der Manöverschäden hinaus und neben der regionalen 
Wirtschaftsförderung zu gewähren. Dadurch ermöglicht der 
Bund die Schaffung einer Grünfläche in der Ortschaft Behringen, 
eines Parkplatzes an der Bundesstraße 209 in der Gemeinde 
Amelinghausen und eines Kindergartens in Soderstorf. Diese 
Einrichtungen dienen der Verbesserung der kommunalen Infra- 
struktur und erscheinen geeignet, den Fremdenverkehr zu för- 
dern und damit die Wirtschaftskraft des Übungsgebietes zu 
stärken. 


d) Erosionsbekämpfung 

Das dauernde Befahren der Roten Flächen mit schweren Ketten- 
fahrzeugen hat die Struktur der Oberfläche stark verändert und 
den Bewuchs größtenteils zerstört. Bei Trockenheit und Sturm 
ziehen schwarze Sandwolken über diese Landschaft. Zur Ein- 
dämmung von Erosionsschäden sind durch die Kommission zur 
Verhütung und Eindämmung der Bodenerosionen im Raume 
Soltau-Lüneburg vorbeugende und regulierende forstliche und 
wasserwirtschaftliche Schutzmaßnahmen veranlaßt worden, die 
laufend kontrolliert, unterhalten und ergänzt werden. 

Die Haushaltsmittel sind durchweg in der beantragten Höhe 
vom Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen bewilligt wor- 
den. 


e) Biwak 

Das Biwakieren der britischen Truppen wird in der Regel auf 
die Roten Flächen beschränkt. Soweit bei den Übungen auch 
außerhalb dieser Flächen biwakiert wird, ist der Zustand der 
Biwakräume meist unbefriedigend. Es scheint, daß sich bei fort- 
gesetzter Ubungstätigkeit erhebliche Verschmutzungen durch 
Abfälle aller Art nicht ausschließen lassen. Welche Regelungen 
zur laufenden Säuberung getroffen werden können, wird zur 
Zeit geprüft. Nicht zuletzt dürfte es sich dabei um eine Kosten- 
frage handeln. 
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f) Feuerbekämpfung 

In Anbetracht der langandauernden Trockenheit im vergange- 
nen Sommer und im Frühjahr dieses Jahres kam dem Brand- 
schutz besondere Beachtung zu. Die kanadischen Streitkräfte 
unterhalten im Raum Soltau-Lüneburg eine eigene Feuerlösch- 
einheit. Die britische Botschaft äußerte zu dieser Frage, daß 
die Einrichtung einer eigenen Feuerlöscheinheit im Ubungsge- 
biet nicht nur äußerst kostspielig im Unterhalt, sondern nach 
bei früheren Gelegenheiten gemachten Erfahrungen auch wenig 
wirksam wäre. Sie verwies ferner darauf, daß sämtlichen im 
Raum Soltau-Lüneburg übenden britischen Einheiten sehr 
strenge Weisungen zur Feuerverhütung erteilt seien und daß 
bei trockener Witterung keine Signalfackeln oder Waffen, von 
denen eine Brandgefahr ausgehen könnte, verwendet werden. 
Außerdem befindet sich während der Übungszeiten eine briti- 
sche Hubschrauberstaffel im Einsatz, um bei eventuell auftreten- 
den Bränden sowohl die militärischen Einheiten als auch die 
örtlichen Behörden zu warnen. 

Um einen noch besseren Brandschutz zu gewährleisten, besteht 
außerdem im Bedarfsfall die Möglichkeit, die bereits in den 
Jahren 1961 bis 1963 aus Beständen des Luftschutzhilfsdienstes 
zur Verfügung gestellten zwei Feuerlöschausrüstungen durch 
zusätzliche Tanklöschfahrzeuge aus Landesbeständen des Kata- 
strophenschutzes zu vervollständigen. 


g) Arbeitsgruppe Prähistorische Fundstellen 

1. Landkreis Soltau 

Im Landkreis Soltau sind die vorbeugenden Maßnahmen inner- 
halb der Roten Flächen praktisch abgeschlossen. Dringendste 
Aufgabe ist die Sicherung, Pflege und Bergung der durch Panzer- 
schäden und Privatverkauf von Grundstücken gefährdeten Ob- 
jekte außerhalb der Roten Flächen. Es wird angestrebt, in 
Zusammenarbeit mit der Oberfinanzdirektion Hannover im 
Zuge von Aufforstungsplanungen den Schutz urgeschichtlicher 
Denkmale zu koordinieren. 

Wegen akuter Gefährdung oder sehr starker Beschädigung sind 
zur Zeit vier Grabhügel und ein urgeschichtliches Wegesystem 
zur Ausgrabung vorgesehen. 

Rund 20 urgeschichtliche Grabhügel im stark frequentierten 
Nahbereich der Roten Flächen sind zur Zeit noch von Baumbe- 
stand geschützt; ihre Erhaltung wird angestrebt. Eine Gefähr- 
dung kann aber jederzeit eintreten. 

2. Landkreis Lüneburg 

Im Landkreis Lüneburg, der zu etwa einem Viertel seiner Fläche 
als Übungsgebiet im Rahmen des Soltau-Lüneburg-Truppenab- 
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kommens erfaßt wird, befinden sich besonders an den Ufern der 
Luhe, aber auch sonst in breiter Streuung bedeutende urge- 
schichtliche Denkmale in Hügel- und Steingräbern. Der frühere 
Schutz der östlich der Luhe gelegenen Denkmale ist seit der 
Umrüstung der übenden Truppe auf Kettenfahrzeuge weitge- 
hend aufgehoben. Die Gefährdung ist dadurch vergrößert, daß 
das Gebiet östlich der Luhe zu einem bevorzugten Übungsgebiet 
geworden ist. Außer zahlreichen Panzerspähwagen und Schüt- 
zenpanzern ist seit kurzem in den Feldmarken Heiligenthal und 
Kirchgellersen eine Honest-John-Batterie gesichtet worden. 
Darüber hinaus sind die Kiefern- und Buchenwälder beliebtes 
Biwakgelände. 

Die Aufgabe der Bodendenkmalpflege im Landkreis Lüneburg 
wird im Zusammenhang mit dem Truppenabkommen bevor- 
zugt darin gesehen, die oberirdischen Denkmale vor Beschädi- 
gung zu schützen und zu erhalten. Das geschieht durch ständige 
Bereisung und Kontrollen sowie in sukzessiver Erneuerung der 
Warnschilder nach Bedarf. 

Dennoch läßt es sich auch in Zukunft nicht vermeiden, ständig 
gefährdete Objekte sachgemäß auszugraben. 

Ein Beispiel hierfür ist die Ausgrabung eines mitten in 
einem Biwakgelände gelegenen Grabhügels der Bronzezeit 
bei Drögennindorf, die einen Urnenfriedhof entdecken ließ, 
der, da er gefährdet war, systematisch ausgegraben werden 
muß. In drei Jahren wurden 540 Urnen ausgegraben. Es 
konnte im Einvernehmen zwischen dem deutschen Verbin- 
dungsoffizier und dem englischen Truppenplatzkomman- 
deur bei einer Ortsbesichtigung erreicht werden, daß das 
Gelände für ein weiteres Jahr bis zur vollständigen Frei- 
legung des Urnenfeldes aus der militärischen Übungszone 
ausgegliedert wird. 

Zusammenfassend kann für den Landkreis Lüneburg gesagt 
werden, daß die Inanspruchnahme der dortigen Bodendenkmal- 
pflege im Gegensatz zu den Aufgaben im Landkreis Soltau nicht 
abnimmt. 

3. Landkreis Harburg 

Im Landkreis Harburg kann auf eine ausführliche Darlegung 
der Situation im Zusammenhang mit dem Soltau-Lüneburg-Ab- 
kommen verzichtet werden, da die Dinge dort ähnlich liegen wie 
im Landkreis Lüneburg. Die Durchführung von Schutzmaßnah- 
men, die Instandsetzung und die Grabungen konkret gefährde- 
ter Objekte, vollziehen sich nach der bisherigen Konzeption. 
Der Einsatz des für Grabungen und Pflege der Fundstätten not- 
wendigen Personals wurde bislang finanziell vom Museums- 
verein Lüneburg bzw. vom Helms-Museum Hamburg-Harburg 
getragen. In dieser Angelegenheit wird noch geprüft, ob und 
wieweit die erwähnten Kosten erstattet oder in die Finanzie- 
rung durch Bundesmittel aufgenommen werden können. 
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Im übrigen wird bemerkt, daß bei konstant gebliebenen Zuwei- 
sungen die Löhne für Grabungsarbeiten wie auch die übrigen 
Kosten sich seit Inkrafttreten des Soltau-Lüneburg-Abkommens 
mindestens verdoppelt haben, so daß schon aus diesem Grunde 
der Arbeitsumfang eingeschränkt werden mußte. Die Haus- 
haltsmittel sind durchweg in der durch die Kommission bean- 
tragten Höhe vom BMWF bewilligt worden. 


III. Zusammenfassung 

Aus militärischen und weitreichenden politischen Gründen ist 
es unerläßlich, daß die verbündeten Streitkräfte bis auf weiteres 
in unverminderter Stärke und Einsatzbereitschaft in der Bundes- 
republik Deutschland verbleiben, Voraussetzung hierfür ist 
unter anderem, daß den britischen und kanadischen Truppen ihr 
vertraglich zugesichertes Übungsgelände in der Bundesrepublik 
weiterhin zur Verfügung steht. Belastungen, die sich natur- 
gemäß aus der Anwesenheit und Übungstätigkeit von Truppen 
für die deutsche Zivilbevölkerung ergeben, müssen leider in 
Kauf genommen werden. Durch die geschilderten Bemühungen 
werden aber die Belastungen soweit wie möglich gemildert 
oder ausgeglichen. 
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